Jugend- und Sozialamt

21.08.2013
907/2013
Vorlage
Beratungsfolge Zustandigkeit Termin
Rat der Stadt Geilenkirchen Entscheidung 04.09.2013

Abschluss einer offentlich-rechtlichen Vereinbarung uber die Errichtung eines
gemeinsamen Familienhebammendienstes beim Gesundheitsamt des Kreises
Heinsberg

Sachverhalt:

Mit dem Bundeskinderschutzgesetz vom 22.12.2011 wurde das Gesetz zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz (KKG) eingefiihrt. Durch das Gesetz unterstitzt
der Bund die Weiterentwicklung der Netzwerke Fruhe Hilfen und den Einsatz von
Familienhebammen. In diesem Rahmen erhalt die Stadt Geilenkirchen eine jahrliche
Forderung von ca. 11.000 €. Dies entspricht einem Anteil von 80 % der mindestens
zu verausgabenden Mittel. Die Stadt hat jeweils einen Eigenanteil in Hohe von 20%,
also jahrlich einen Betrag in Hohe von etwa 2.750 € zu leisten, so dass ca. 13.750 €
jahrlich fur den Aufbau eines Familienhebammendienstes eingesetzt werden kénnen.

Im Rahmen der friihen Hilfen ist das Jugendamt bereits Kooperationspartner des Ca-
ritasverbandes in Bezug auf das dort entwickelte Modell der ehrenamtlichen Fami-
lienpatinnen. Der Einsatz von speziell ausgebildeten Familienhebammen soll nieder-
schwellig im Rahmen der bestehenden und auszubauenden Netzwerke organisiert
werden und ist als eine weitere praventive Mallnahme zum Schutz vor Kindeswohl-
gefahrdungen zu begrifien.

Im Rahmen der Zusammenarbeit der Verwaltungen des Kreisjugendamtes Heins-
berg sowie der Jugendamter der Stadte Erkelenz, Heinsberg, Hickelhoven und Gei-
lenkirchen besteht Einvernehmen darlber, dass es den einzelnen Jugendamtern mit
den zur Verfligung stehenden Mitteln nicht moéglich ist, einen fachlich koordinierten
Familienhebammendienst aufzubauen. Die Jugendamter haben daher zusammen
mit dem Gesundheitsamt des Kreises Heinsberg ein Konzept zum Aufbau eines ge-
meinsamen Hebammendienstes entwickelt. Hierdurch ist es moglich, die fur die Ju-
gendamter im Kreis Heinsberg insgesamt zur Verfigung stehenden Mittel von jahr-
lich ca. 100.000 € zuzuglich der Eigenanteile von insgesamt etwa 20.000 E zu bun-
deln und einen beim Gesundheitsamt angegliederten Hebammendienst aufzubauen.
Die Modalitaten ergeben sich aus dem anliegenden Entwurf einer offentlich-
rechtlichen Vereinbarung zwischen den beteiligten Kommunen. Da durch diese Ver-
einbarung die gesetzliche Zustandigkeit nach § 3 Abs. 3 KKG auf den Kreis Heins-
berg Ubertragen wird, ist ein Ratsbeschluss erforderlich. Die Vereinbarung bedarf der
Genehmigung der Bezirksregierung.



Beschlussvorschlag:

Dem Abschluss der &ffentlich-rechtlichen Vereinbarung wird zugestimmt.
Finanzierung:

Durch die gesetzlich vorgegebene Malihahme entstehen jahrlich stadtische Aufwen-

dungen in Hohe von etwa 2.750 €. Die Mittel wurden bei der Haushaltsplanung be-
rucksichtigt.

Anlagen:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung

(Jugend- und Sozialamt, Herr Schulz, 02451/629325)



	Typ
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Anlage

